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Parteivorsitzende einig: Parlamentsausschuss zur Reform des Wahlrechts zügig einsetzen

Die Diskussion um die Reform des Bremer Wahlrechts geht in einen neuen Abschnitt. Die Bürgerschaft soll noch in diesem Jahr einen nichtständigen Ausschuss einsetzen, der sich mit Veränderungen des Wahlgesetzes befassen soll. Darauf verständigten sich die Parteivorsitzenden Carsten Sieling (SPD), Bernd Neumann (CDU), Dieter Mützelburg (Grüne) und der stellvertretende FDP-Vorsitzende Magnus Buhlert in einem Gespräch, das auf Einladung der Grünen zustande kam. Die Parteichefs betonten, dass sie für größere Mitsprachemöglichkeiten der Wählerinnen und Wähler offen seien. Die verschiedenen Reformvorschläge sollten so zügig beraten werden, dass mögliche neue Regelungen bei der nächsten Bürgerschaftswahl im Jahr 2007 angewendet werden können.

Nach dem Willen der vier Vorsitzenden soll der Bürgerschaftsausschuss den Gesetzesvorschlag der Bürgerinitiative „Mehr Demokratie“ in die Beratungen einbeziehen machen und ihn auf seine verfassungsrechtliche und politische Umsetzbarkeit prüfen. Die Initiative hatte im Juni in Hamburg mit einer Volksabstimmung ein neues Wahlrecht durchgesetzt. Ähnlich wie in Hamburg schlägt sie für Bremen vor, den Wählern künftig mehrere Stimmen zu geben, die auf die Kandidaten einer oder verschiedener Parteien verteilt werden können. Außerdem schlägt sie die Einrichtung von Wahlkreisen in Bremen und Bremerhaven vor, in denen künftig Direktmandate für die Bürgerschaft vergeben werden sollen.
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